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A. Einleitung 
 
I. Problemstellung und Untersuchungsgegenstand 
 

Die Verfügbarkeit schneller Internetzugänge – Breitbandzugänge – auf Grund-
lage von leistungsfähiger Telekommunikationsinfrastruktur hat in den letzten 
Jahren stetig an Bedeutung gewonnen. Breitbandzugänge sind aus der Gesell-
schaft gegenwärtig nicht mehr wegzudenken. Sowohl im privaten als auch im 
geschäftlichen Bereich sind sie Grundlage für Kommunikation und Informati-
onsaustausch. Nicht nur die technischen Möglichkeiten haben sich im Laufe der 
Zeit verbessert, auch die Leistungsanforderungen an Breitbandzugänge sind ge-
stiegen. Exemplarisch kann das in Deutschland über Festnetz abgewickelte Da-
tenvolumen herausgegriffen werden. Dieses erhöhte sich 2019 – in ähnlicher 
Größenordnung bereits die Jahre zuvor – um mehr als ein Viertel auf monatlich 
rund 137 Gigabyte pro Breitbandanschluss.1 Die Gesellschaft und insbesondere 
die gesamte digitale Wirtschaft stützen sich auf den die Internetzugänge bereit-
stellenden Telekommunikationssektor.2 

Unbestritten ist, dass auch künftig die weitere wirtschaftliche und soziale Ent-
wicklung der Gesellschaft maßgeblich von der Verfügbarkeit von – besonders 
leistungsfähigen – Breitbandzugängen abhängt. So sind digitale Technologien, 
beispielsweise in den Anwendungsbereichen Industrie 4.0, Gesundheit, Internet 
der Dinge oder autonomes Fahren, auf schnelle Datenanbindungen angewiesen.3 
Im Bereich Industrie 4.0 etwa kann eine intelligente Vernetzung von Maschinen 
und Abläufen nur dann erreicht werden, wenn die Möglichkeit der Übertragung 
großer Datenmengen in Echtzeit besteht. Im Bereich autonomes Fahren müssen 
die erheblichen Mengen an Informationen, die sich aus der Interaktion mit der 
Umwelt ergeben, verarbeitet und übertragen werden, um im Zusammenspiel mit 
anderen Verkehrsteilnehmern einen flüssigen und sicheren Ablauf zu ermögli-
chen. Die Digitalisierung wirtschaftlicher Aktivitäten und öffentlicher Dienste, 
künftige Innovation und Wirtschaftswachstum, aber auch gegenwärtige wie 
künftige Aktivitäten im kulturellen und sozialen Bereich4 setzen letztlich alle-
samt leistungsfähige Telekommunikationsinfrastrukturen voraus.5 

                                           
1 Dialog Consult/VATM, 21. TK-Marktanalyse, S. 20. 
2 Kommission, Mitteilung COM(2016) 587 final, Konnektivität für einen wettbewerbsfähigen 
digitalen Binnenmarkt – Hin zu einer europäischen Gigabit-Gesellschaft, S. 1. 
3 Krämer, ifo Schnelldienst 7/2018, 12, 14; siehe auch etwa Kommission, Towards 5G, 
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/towards-5g (zuletzt abgerufen am 20.02.2021). 
4 Man denke etwa an die Nutzung sozialer Netzwerke, Video-Streaming etc. 
5 Kommission, Mitteilung COM(2016) 587 final, Konnektivität für einen wettbewerbsfähigen 
digitalen Binnenmarkt – Hin zu einer europäischen Gigabit-Gesellschaft, S. 1; Kommission, 
Mitteilung COM(2015) 192 final, Strategie für einen digitalen Binnenmarkt für Europa, S. 16. 
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Doch die Verfügbarkeit von besonders leistungsfähigen Breitbandzugängen ist 
unzureichend. Zwar sind basale Breitbandzugänge nahezu flächendeckend ver-
fügbar. In Bezug auf besonders leistungsfähige Breitbandzugänge – insbesonde-
re welche Datenübertragungsraten im dreistelligen Megabit bzw. gar im Gi-
gabitbereich ermöglichen – bestehen jedoch mitunter erhebliche Ausbaudefizite. 
Hintergrund ist, dass der Ausbau von Breitbandinfrastrukturen für private Inves-
toren in dichter besiedelten Gebieten (insbesondere in Ballungsgebieten wie 
Städten) wegen zu erzielender Dichtevorteile eher rentabel ist. Der Ausbau fin-
det daher vornehmlich in diesen Gebieten statt, während weniger dicht besiedel-
te ländliche Gebiete mehr oder weniger erhebliche Versorgungslücken aufwei-
sen. Aber auch dort, wo der Ausbau grundsätzlich rentabel ist, kann er hinter 
dem versorgungstechnischen Optimum zurückbleiben: Hohe, d.h. im oberen 
dreistelligen Megabit- oder gar im Gigabitbereich liegende Datenübertragungs-
raten, sind nur schwer monetarisierbar. Das zeigt sich anhand geringer Take-up-
Raten: Der Anteil der Haushalte, die leistungsfähige Glasfaseranschlüsse nutzen, 
liegt deutlich unter der tatsächlichen Verfügbarkeit von solchen Anschlüssen.6 
Die Nachfrage nach hochbitratigen Breitbandzugängen ist daher (noch) gering. 

Vor diesem Hintergrund wurden von politischer Seite ehrgeizige Ausbauziele 
gesetzt: Auf europäischer Ebene formulierte bereits die Digitale Agenda der Eu-
ropäischen Kommission im Jahr 2010 das Ziel, bis zum Jahr 2020 Datenübertra-
gungsgeschwindigkeiten von mindestens 30 Mbit/s für jeden europäischen 
Haushalt verfügbar zu machen.7 In ihrer Gigabit-Mitteilung hat die Kommission 
die Ausbauziele erweitert. Bis zum Jahr 2025 sollen für alle Haushalte mindes-
tens 100 Mbit/s und für alle „sozioökonomischen Schwerpunkte“ wie Schulen 
oder stark digitalisierte Unternehmen mindestens 1 Gbit/s an Datenübertra-
gungsgeschwindigkeiten verfügbar sein.8 Europa soll in eine „Gigabitgesell-
schaft“ verwandelt werden. Auf nationaler – deutscher – Ebene besteht ebenfalls 
die Zielvorgabe, bis zum Jahr 2025 eine gigabitfähige konvergente Breitbandinf-
rastruktur zu schaffen und dadurch den Schritt in eine „Gigabitgesellschaft“ zu 
vollziehen.9 Auch eine hochleistungsfähige mobile 5G-Netzanbindung soll er-
                                           
6 Henseler-Unger, ifo Schnelldienst 7/2018, 15, 16; Krämer, ifo Schnelldienst 7/2018, 12, 13; 
2017 wurden 28,1 % der verfügbaren FTTB/H-Anschlüsse auch tatsächlich nachgefragt. 2018 
erhöhte sich der Anteil auf 29,8 % und 2019 – Schätzungen zufolge – auf 33,8 %; mit anderen 
Worten: es werden weniger Anschlüsse genutzt, als tatsächlich vorhanden sind; siehe Dialog 
Consult/VATM, 21. TK-Marktanalyse 2019, S. 14; siehe hierzu auch BNetzA, Jahresbericht 
2018, S. 49 ff. 
7 Kommission, Mitteilung KOM(2010) 245 endg., Eine Digitale Agenda für Europa, S. 22. 
8 Kommission, Mitteilung COM(2016) 587 final, Konnektivität für einen wettbewerbsfähigen 
digitalen Binnenmarkt – Hin zu einer europäischen Gigabit-Gesellschaft, S. 1; Kommission, 
Mitteilung COM(2015) 192 final, Strategie für einen digitalen Binnenmarkt für Europa, S. 5 
ff. 
9 BMVI, Zukunftsoffensive Gigabit-Deutschland, 
https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Publikationen/DG/netzallianz-digitales-
deutschland.pdf?__blob=publicationFile, S. 9 (zuletzt abgerufen am 20.02.2021). 
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reicht werden, welche bis zum Jahr 2025 zumindest Stadtgebiete vollständig ab-
deckt. Da der Markt selbst aber die Versorgungslücken durch privatwirtschaftli-
che Investitionen (jedenfalls in naher Zukunft) nicht zu schließen vermag, stellt 
sich die Frage nach Möglichkeiten der staatlichen Einflussnahme. 

Im Telekommunikationssektor gilt das sektorspezifische Telekommunikations-
regulierungsrecht. Die als natürliche Monopole anzusehenden Telekommunika-
tionsinfrastrukturen müssen danach grundsätzlich auch potenziellen Wettbewer-
bern zur Nutzung zur Verfügung gestellt werden, damit diese auf nachgelagerter 
Ebene Endnutzer erreichen können. Dadurch wird Wettbewerb auf dem durch 
monopolistische Strukturen geprägten Telekommunikationsmarkt ermöglicht. 
Die Verpflichtung, Infrastrukturen auch Wettbewerbern zur Verfügung stellen 
zu müssen, senkt aber auch Investitionsanreize, da die Infrastrukturen nicht den 
Investoren zur alleinigen und ausschließlichen Nutzung vorbehalten bleiben. 
Das sektorspezifische Telekommunikationsrecht bewegt sich damit in einem 
Spannungsfeld zwischen der Schaffung eines nachhaltigen Wettbewerbs einer-
seits und dem Erhalt von Investitionsanreizen andererseits. Anreize zu privat-
wirtschaftlichen Investitionen können hier zwar – etwa über gelockerte Zu-
gangsverpflichtungen – verbessert werden. Der Grundsatz, dass Investitionen in 
(leistungsfähige) Breitbandinfrastrukturen häufig – insbesondere aber in ländli-
chen Gebieten – unrentabel sind und daher nicht (oder nur sehr zögerlich) getä-
tigt werden, bleibt dadurch aber bestehen. 

In den Vordergrund rücken, insbesondere auch im Hinblick auf die Erreichung 
der vorgenannten Ausbauziele, staatliche Fördermaßnahmen10, die durch den 
Einsatz öffentlicher Mittel die Rentabilitätslücken bei Breitbandinfrastruktur-
ausbauprojekten schließen und dadurch den Breitbandausbau vorantreiben. Die 
Gewährung öffentlicher Mittel an Unternehmen ist häufig mit der Gewährung 
staatlicher Beihilfen iSv. Art. 107 Abs. 1 AEUV verbunden, welche im Hinblick 
auf den Erhalt des unverfälschten Wettbewerbs in der EU grundsätzlich unter-
sagt sind. Beihilfen – eben auch solche zur Förderung des Breitbandausbaus – 
können von der Kommission ermessensabhängig genehmigt werden. Im Hin-
blick auf die Grundidee des Beihilfenrechts, unverfälschten Wettbewerb zu ge-
währleisten, ist dies aber nur ausnahmsweise zulässig; namentlich dann, wenn 
die von der Kommission aufgestellten Vereinbarkeitsanforderungen erfüllt und 
dadurch geringstmögliche negative Auswirkungen auf den Wettbewerb zu er-
warten sind. Stets vorrangig bleibt der Ausbau aufgrund von (geplanter) privat-
wirtschaftlicher Investitionstätigkeit. 

                                           
10 Unter den Begriff der Förderung lassen sich sämtliche staatlichen Maßnahmen – insbeson-
dere Beihilfen-, regulatorische Maßnahmen, aber auch sonstige, etwa die Nachfrage ankur-
belnde Informationskampagnen – subsumieren. Gemeinhin sind mit staatlichen Breitbandför-
dermaßnahmen aber Beihilfenmaßnahmen gemeint, welche Rentabilitätslücken durch die 
Gewährung staatlicher Mittel schließen. 
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Bestehende Forschungsarbeiten bewegen sich vornehmlich in dem Bereich des 
sektorspezifischen Telekommunikationsregulierungsrechts. Bislang – jedenfalls 
aus Sicht des Verfassers – nicht hinreichend Beachtung gefunden haben hinge-
gen die Herausforderungen des Beihilfenrechts bei der Förderung des Breit-
bandausbaus. Es stellt sich die Frage nach den beihilfenrechtlichen Anforderun-
gen an die Förderung von Breitbandausbauprojekten. 

Konkret soll folgenden Fragestellungen schwerpunktmäßig nachgegangen wer-
den: 
 

- Inwiefern liegen bei der staatlichen Breitbandausbauförderung staatliche 
Beihilfen vor? 

 
- Welche Vereinbarkeitsanforderungen für eine Zulässigkeit von Beihilfen 

zur Förderung des Breitbandausbaus bestehen auf Rechtfertigungsebene? 
 

- Wie sind – neben der klassischen angebotsseitigen Förderung – alternati-
ve nachfrageseitige Fördermodelle beihilfenrechtlich zu bewerten? 

 
- Welche Besonderheiten ergeben sich bei der staatlichen Mobilfunkaus-

bauförderung? 
 

- Unter welchen Voraussetzungen können Breitbandausbaumaßnahmen im 
Rahmen von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse 
(DAWI) vorgenommen werden? 

 

Neben staatlichen Fördermaßnahmen, die durch den Einsatz öffentlicher Mittel 
Breitbandausbauprojekte wirtschaftlich attraktiv machen und dadurch – zu-
nächst nicht bestehende – wirtschaftliche Anreize für einen Breitbandausbau 
setzen, kommt die Auferlegung von Verpflichtungen zur Bereitstellung leis-
tungsfähiger Breitbandzugänge für private Unternehmen in Betracht. Ansatz-
punkte hierzu bietet das sektorspezifische Telekommunikationsregulierungs-
recht, welches im Rahmen von Universaldienstverpflichtungen die Verfügbar-
keit einer bestimmten Telekommunikationsdienste-Mindestversorgung vor-
schreibt. Weitergehende Verpflichtungen kommen als sogenannte zusätzliche 
Pflichtdienste in Betracht. Die Defizite, die den privaten Telekommunikations-
unternehmen dabei entstehen, müssen aber ausgeglichen werden. Es stellt sich 
die Frage, ob – neben einer Finanzierung über den allgemeinen Staatshaushalt – 
Fonds-basierte Finanzierungsmodelle mit unions-, insbesondere beihilfenrechtli-
chen, aber auch nationalen finanzverfassungsrechtlichen Maßstäben in Einklang 
zu bringen sind. Die Untersuchung hat auch außerhalb der sektorspezifischen 
Verpflichtungsoptionen Bedeutung für eine etwaig in Betracht zu ziehende 
Fonds-basierte Mittelbeschaffung für Breitbandausbauprojekte. 
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Konkret soll folgenden weiteren Fragestellungen schwerpunktmäßig nachge-
gangen werden: 
 

- Inwiefern kann die Verfügbarkeit von leistungsfähigen Breitbandzugän-
gen im Rahmen von Universal- und zusätzlichen Pflichtdiensten ver-
pflichtend auferlegt werden? 

 
- Inwiefern kommen Fonds-basierte Finanzierungsoptionen als Defizitaus-

gleich in Betracht? 
 

- Sind diese mit beihilfen- und finanzverfassungsrechtlichen Maßstäben in 
Einklang zu bringen? 

 

II. Gang der Untersuchung 
 

Der Gang der Untersuchung der aufgeworfenen Fragestellungen ist schließlich 
wie folgt: 

Zunächst sollen die technischen Grundlagen der Breitbandversorgung erläutert 
werden (B.). Die rechtlichen Vorgaben im Telekommunikationssektor sind näm-
lich in hohem Maße technisch geprägt. Nur auf Grundlage des Verständnisses 
der tatsächlichen – technischen – Gegebenheiten können sachgerechte rechtliche 
Beurteilungen vorgenommen werden. Anschließend an die Erörterung der tech-
nischen Grundlagen werden staatliche Fördermaßnahmen des Breitbandausbaus 
im Hinblick auf die folgende beihilfenrechtliche Bewertung vorgestellt (C.). Un-
terschiedliche Fördermodelle können Anwendung finden. Neben Fördermodel-
len im Bereich der klassischen angebotsseitigen Förderung kommt der Einsatz 
von nachfrageseitig ansetzenden Fördermodellen in Betracht. Über Gutscheine 
werden die öffentlichen Mittel hierbei (potenziellen) Endnutzern von leistungs-
fähigen Breitbandanschlüssen gewährt. Neben Fördermodellen werden auch die 
für das Verständnis der Untersuchung notwendigen Marktstufen im Telekom-
munikationsmarkt skizziert. 

Unter D. erfolgt sodann die beihilfenrechtliche Bewertung staatlicher Breitband-
ausbaufördermaßnahmen im Tatbestand von Art. 107 Abs. 1 AEUV. Es werden 
die Beihilfentatbestandsmerkmale im Hinblick auf unterschiedliche Ausgestal-
tungsvarianten von Fördermodellen erörtert, welche jedoch stets nach denselben 
Grundsätzen zu beurteilen sind. Im Fokus steht die gängige und am häufigsten 
angewandte Förderung über direkte finanzielle Zuschüsse an private Telekom-
munikationsunternehmen. Das Vorliegen der Beihilfentatbestandsmerkmale 
kann letztlich vergleichsweise eindeutig festgestellt werden. Dieses Ergebnis 
lässt sich auch für nachfrageseitig ansetzende Förderinstrumente festhalten, wel-
che im Anschluss gesondert behandelt werden. 
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Die Untersuchung schließt mit der Bewertung der Beihilfen zur Förderung des 
Breitbandausbaus auf Rechtfertigungsebene an (E.). Zentraler Vereinbarkeits-
maßstab sind die Breitbandleitlinien der Kommission. Daneben wird die beihil-
fenrechtliche Beurteilung auf Grundlage der Allgemeinen Gruppenfreistellungs-
verordnung (AGVO) sowie den Regionalbeihilfeleitlinien vorgenommen. Ge-
sondert behandelt werden wiederum nachfrageseitig ansetzende Förderinstru-
mente. Ein letzter Teil des Abschnitts beschäftigt sich speziell mit dem Mobil-
funknetzausbau. 

Breitbandausbaumaßnahmen im Rahmen von Dienstleistungen von allgemeinem 
wirtschaftlichen Interesse (DAWI) als weitere Ausnahme vom Beihilfenverbot 
des Art. 107 Abs. 1 AEUV werden unter F. untersucht. Ausgehend vom Begriff 
der DAWI wird aufgezeigt, inwiefern die Bereitstellung von Breitbandzugängen 
als DAWI verstanden werden kann und welche Voraussetzungen an die Zuläs-
sigkeit zu stellen sind. Beachtung findet die dogmatische Differenzierung zwi-
schen Entfallen des Beihilfentatbestandes aufgrund der Altmark-Trans-Kriterien 
und der Zulässigkeit von DAWI-Projekten aufgrund einer Rechtfertigung. 

Die Arbeit schließt mit der Erörterung von verpflichtungsbezogenen Breitband-
ausbauansätzen und daran anschließenden Finanzierungsfragen (G.). Universal-
dienstverpflichtungen und Verpflichtungen als zusätzliche Pflichtdienste werden 
dargestellt, wobei das geltende Recht dem künftigen Recht – der Ende 2018 ver-
abschiedete europäische Kodex für die elektronische Kommunikation (EU-
Kodex) – gegenübergestellt wird. Der letzte Teil des Abschnitts betrifft die Fi-
nanzierungsfragen. Die Möglichkeit Fonds-basierter Finanzierungsoptionen 
wird ausgelotet und anschließend beihilfen- und finanzverfassungsrechtlich be-
wertet. 
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